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 SPRUCH des Monats  
 
Man muss nicht bloß die offensichtliche, sondern auch die geheime Macht des Wor-
tes kennen und erkennen. 
Knut Hamsun; 1859 - 1912, norwegischer Schriftsteller 
 
 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

Rückzahlung einer tarifvertragli-

chen Sonderzuwendung bei Ausscheiden im 

Folgejahr 
  

Mit seinem Urteil vom 27.6.2018 entschied das Bundesarbeitsgericht (BAG), dass in 

Tarifverträgen der Anspruch auf eine jährliche Sonderzahlung vom Bestand des 

Arbeitsverhältnisses zu einem Stichtag außerhalb des Bezugszeitraums im Folgejahr 

abhängig gemacht werden kann.  

 

Im entschiedenen Fall sah der Tarifvertrag vor, dass der Arbeitnehmer einen An-

spruch auf eine bis zum 1.12. zu zahlende Sonderzuwendung hat. Diese dient auch 

der Vergütung für geleistete Arbeit. Die Sonderzuwendung ist vom Arbeitnehmer 

zurückzuzahlen, wenn er in der Zeit bis zum 31.3. des folgenden Jahres aus eige-

nem Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Beschäftigungsverhältnis aus-

scheidet. Im Oktober 2015 kündigte der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis zum 

31.12.2015. Die bereits vom Arbeitgeber geleistete Sonderzuwendung verlangte 

dieser zurück. 

 

Die Rückzahlungsverpflichtung des Arbeitnehmers, die sich aus der tarifvertraglichen 

Stichtagsregelung ergibt, verstößt nach Auffassung des BAG nicht gegen höherran-

giges Recht. Die tarifvertragliche Regelung greift zwar in die Berufsfreiheit der Ar-

beitnehmer ein. Die Einschränkung der Berufsfreiheit der Arbeitnehmer ist hier aber 

noch verhältnismäßig. Die Grenzen des gegenüber einseitig gestellten Regelungen in 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen erweiterten Gestaltungsspielraums der Tarifver-

tragsparteien sind nicht überschritten. 

  

 



 
Familienrecht 
 

Umgangsrecht der Großeltern mit ihren Enkel-

kindern 
  

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) stellt mit Urteil vom 31.5.2018 fest, dass der 

Begriff "Umgangsrecht" auch das Umgangsrecht der Großeltern mit ihren Enkelkin-

dern umfasst. 

 

In seiner Entscheidung stellt der EuGH zunächst fest, dass der Begriff "Umgangs-

recht" im Sinne der Brüssel-IIa-Verordnung autonom auszulegen ist. Nach einem 

Hinweis darauf, dass diese Verordnung für alle Entscheidungen über die elterliche 

Verantwortung gilt und das Umgangsrecht als Priorität angesehen wird, weist er 

darauf hin, dass sich der Gesetzgeber dazu entschieden hat, den Kreis der Perso-

nen, die die elterliche Verantwortung ausüben oder denen ein Umgangsrecht zu-

kommt, nicht einzuschränken. Demnach erfasst der Begriff "Umgangsrecht" somit 

nicht nur das Umgangsrecht der Eltern mit ihren Kindern, sondern auch das anderer 

Personen, hinsichtlich deren es für das Kind wichtig ist, persönliche Beziehungen zu 

unterhalten, insbesondere seine Großeltern. 

 

 
Sonstiges 
 

Nur gelegentliche Privatfahrt mit dem Betriebs-

Pkw 
  

Für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte muss der Arbeitnehmer 

neben der 1-%-Regelung einen geldwerten Vorteil von 0,03 % des Bruttoinlands-

preises für jeden Entfernungskilometer versteuern. Die 0,03-%-Regelung ist unab-

hängig von der 1-%-Regelung selbstständig anzuwenden, wenn das Kraftfahrzeug 

ausschließlich für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte überlassen 

wird.  

 

Eine auf das Kalenderjahr bezogene Einzelbewertung der tatsächlichen Fahrten 

zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte kann mit 0,002 % des Listenpreises 

je Entfernungskilometer angesetzt werden, wenn der Pkw für höchstens 180 Tage 

im Jahr für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit genutzt wird. Wird im Lohnsteu-

erabzugsverfahren eine Einzelbewertung der tatsächlichen Fahrten zwischen Woh-

nung und erster Tätigkeitsstätte vorgenommen, muss der Arbeitgeber eine jahres-

bezogene Begrenzung auf insgesamt 180 Fahrten vornehmen. Eine monatliche 

Begrenzung auf 15 Fahrten ist nach Auffassung der Finanzverwaltung ausgeschlos-

sen. 

 

Wird dem Arbeitnehmer der betriebliche Pkw aus besonderem Anlass oder zu einem 

besonderen Zweck nur gelegentlich (von Fall zu Fall) für nicht mehr als fünf Kalen-

dertage im Kalendermonat überlassen, ist der pauschale Nutzungswert für Privat-



fahrten und der pauschale Nutzungswert für Fahrten zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte je Fahrtkilometer mit 0,001 % zu bewerten (Einzelbewertung). Zum 

Nachweis der Fahrstrecke müssen die Kilometerstände festgehalten werden. 

 

Voraussetzung ist, dass der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber 

kalendermonatlich fahrzeugbezogen schriftlich erklärt, an welchen Tagen 

(mit Datumsangabe) er den betrieblichen Pkw tatsächlich für Privatfahr-

ten bzw. Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte genutzt 

hat. Eine bloße Angabe der Anzahl der Tage reicht nicht aus. 

 

Anmerkung: Die Regelung zur Einzelbewertung gilt nach einem Schreiben des 

Bundesfinanzministeriums vom 4.4.2018 ab dem 1.1.2019, kann aber auch schon 

auf alle offenen Fälle angewendet werden. 

  

 


